Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Sofortprogramm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 


Der Bundestag wolle beschließen: 

L 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Deutsche Bundestag sieht mit großer Sorge den dramatischen 
Anstieg der Massenarbeitslosigkeit und besonders der Jugend- 
arbeitslosigkeit. Schon im September 1982 (dem Zeitpunkt der 
letzten Sondererhebung der Bundesanstalt für Arbeit) waren 
551 146 Arbeitslose unter 25 Jahren registriert, inzwischen sind es 
sehr viel mehr. Besonders gravierend ist der hohe Anteil von 
Mädchen, die weder einen Ausbildungs- noch Arbeitsplatz fin- 
den. Die von der Bundesanstalt für Arbeit Monat für Monat 
genannten Arbeitslosenzahlen liegen rund 30 Prozent über dem 
jeweiligen Vorjahresstand. Erhebungen vor Ort geben allen 
Anlaß zu der Vermutung, daß es eine hohe Dunkelziffer an nicht 
erfaßter Arbeitslosigkeit gibt. Es ist zu befürchten, daß die Zahl 
der von Arbeitslosigkeit bedrohten Jugendlichen und jungen 
Arbeitnehmer in den nächsten Jahren weiter stark ansteigt, wenn 
nicht energische Gegenmaßnahmen ergriffen werden. Wenn 
nichts geschieht, besteht für viele Jugendliche die Gefahr, daß sie 
auf absehbare Zeit keine berufliche Perspektive haben und 
dadurch ins soziale Abseits geraten können. 

Die vom Deutschen Bundestag eingesetzte Enquete-Kommission 
„Jugendprotest im demokratischen Staat" stellt in ihrem Schluß- 
bericht zur Bedeutung der Jugendarbeitslosigkeit unter anderem 
folgendes fest: 

„Zunehmende Jugendarbeitslosigkeit und ein im Vergleich zum 
Ausbildungswunsch immer größerer Mangel an Ausbildungsplät- 
zen für bestimmte Berufsfelder gliedert einen Teil der Jugend 
bereits vor dem Einstieg in das Berufsleben von der gesellschaft- 
lichen Teilhabe und Anerkennung aus und bedroht das Selbst- 
wertgefühl der gesamten jungen Generation. Arbeitslosigkeit 
bedeutet für junge Menschen, daß ihre Eigenständigkeit gefähr- 
det ist und sie das Gefühl bekommen, nicht gebraucht zu werden. 
Arbeit, mit der man sich identifizieren kann, stellt auch für 
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Jugendliche einen wesentlichen Teil der Sinngebung des Lebens 
dar. Wenn sie wegen Arbeitslosigkeit nicht arbeiten können, 
geraten Jugendliche in Gefahr, ihr Leben als sinnlos anzu- 
sehen . . . Diese Erfahrungen können bei länger andauernder 
Arbeitslosigkeit in Resignation und Apathie Umschlägen." 

Der Deutsche Bundestag schließt sich diesen Feststellungen an. Er 
hält den Abbau der Jugendarbeitslosigkeit für eine der vordring- 
lichsten gesellschaftspolitischen Aufgaben der Gegenwart. Die 
Bewältigung dieser Aufgabe ist von entscheidender Bedeutung 
für die soziale Stabilität unseres Gemeinwesens. Die Wirtschaft 
kann sich ihrer Verantwortung nicht entziehen. Für das Ausbil- 
dungsplatzangebot hat das Bundesverfassungsgericht im Dezem- 
ber 1980 die Pflicht der Wirtschaft festgestellt, unabhängig von 
der konjunkturellen Lage jedem Jugendlichen, der es will, im 
dualen System einen Ausbildungsplatz zur Verfügung zu stellen. 
Die Unternehmen in der Hand des Bundes oder solche mit Bun- 
desbeteiligung sollten für die gesamte Wirtschaft vorbildlich sein. 
Ein Finanzausgleich zwischen Betrieben, die ausbilden und sol- 
chen, die keine oder im Vergleich zu ihrer Beschäftigtenzahl nur 
wenig Ausbildungsplätze anbieten, ist unerläßlich, um ausrei- 
chend qualifizierte Ausbildungsplätze zu sichern und neue zu 
schaffen. Aber auch die öffentliche Hand muß ihre soziale Verant- 
wortüng dort, wo sie ausbildet, umfassend wahrnehmen. 

Ankündigungen, daß die Staats- und Regierungschefs der EG in 
Stuttgart das drängende Problem der Jugendarbeitslosigkeit auf- 
greifen und intensiv beraten würden, wurden nicht verwirklicht: 
Das Gipfelversprechen von 1982, jedem Jugendlichen in den 
kommenden fünf Jahren eine Berufsausbildung oder ein Berufs- 
praktikum zu ermöglichen, wurde nicht einmal erwähnt. 

Bei fast fünf Millionen jugendlichen Arbeitslosen unter 25 Jahren 
in den EG-Staaten sind die vom Europäischen Sozialfonds bereit- 
gestellten 3 Mrd. DM völlig unzureichend. 


II. 

Der Deutsche Bundestag fordert deshalb die Bundesregierung 
auf, umgehend folgendes Sofortprogramm mit einem Mindestum- 
fang von 1,6 Mrd. DM im Haushaltsjahr 1984 für insgesamt rund 
150 000 Jugendliche umzusetzen, um das Angebot an Ausbil- 
dungsplätzen zu erhöhen, die Jugendarbeitslosigkeit abzubauen 
und Maßnahmen der Jugendhilfe auszuweiten. 

/. Abbau von Bildungsdefiziten und Schaffung zusätzlicher 
Ausbildungsplätze 

Die Beseitigung von Ausbildungsdefiziten ist für arbeitslose 
Jugendliche eine wichtige Voraussetzung, um die Chance einer 
erfolgreichen Vermittlung auf dem Arbeitsmarkt zu erhöhen. Der 
Deutsche Bundestag appelliert an alle, ihrer Verantwortung 
gerecht zu werden, insbesondere an die Wirtschaft und die 
Gebietskörperschaften aller Ebenen, also Bund, Länder und 
Gemeinden. Alle müssen einen ausreichenden Beitrag leisten, um 
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die Berufsnot junger Menschen zu beseitigen; dabei sind Mäd- 
chen entsprechend ihrem Anteil an der Gesamtarbeitsiosigkeit zu 
berücksichtigen. 

Der Deutsche Bundestag fordert von der Bundesregierung: 

1. Die Schaffung von 3 000 zusätzlichen Ausbildungsplätzen in 
Berufen nach dem Berufsbildungsgesetz bei Bundesbahn, 
Bundespost, Bundeswehr und weiteren Einrichtungen des 
Bundes. 

2. Hilfen für die Erhöhung des Ausbildungsplatzangebotes der 
Kommunen, für die ein überdurchschnittlicher Mangel an 
Ausbildungsplätzen festgestellt wurde, um 3 000 zusätzliche 
Ausbildungsplätze zur Verfügung zu stellen. 

3. Eine Erhöhung der Zuschüsse an Trägervereine zur Nutzung 
von Werkstätten und schulischen Einrichtungen für die beruf- 
liche Vollausbildung, um 5 000 zusätzliche Plätze zu schaffen. 

4. Eine Aufstockung und Erweiterung des Benachteiligtenpro- 
gramms, um vor allem in strukturschwachen Gebieten 8 000 
bislang nicht vermitt eibare Mädchen und Jungen einzu- 
beziehen. 

5. Zuschüsse für 2 000 zusätzliche Ausbildungsplätze, die klei- 
nere Unternehmen durch einen Ausbildungsplatzverbund 
bereitstellen können. 

6. Eine Bereitstellung von Mitteln zur Förderung von außer- 
betrieblichen Ausbildungsmaßnahmen der Gewerkschaften, 
Kammern, Innungen, Berufsbildungswerken, freien Trägern, 
Selbsthilfegruppen und ähnlichen Trägern für 10 000 Plätze. 

7. Eine Förderung von mindestens 3 000 Mädchen und Frauen 
durch zusätzliche Angebote zur Ausbildung in gewerblich 
technischen Berufen und ein Sonderprogramm zur Ausbil- 
dung von Mädchen, die trotz guter schulischer Abschlüsse 
keinen Ausbildungsplatz finden. 

8. Weitere Maßnahmen nach dem Gesetz „Bildungshilfen für 
junge Arbeitslose" für 5 000 Jugendliche, die die vorherige 
beitragspflichtige Beschäftigung (vier Monate) nicht vorwei- 
sen können. Dabei soll auch die Arbeits- und Berufsmotiva- 
tion gefördert werden. 

9. Eine Förderung von kombinierten Bildungsmaßnahmen zur 
Berufsvorbereitung und zum nachträglichen Erwerb des 
Hauptschulabschlusses für 5 000 arbeitslose Schulabgänger. 

10. Die Wartezeiten (Praxiserfordernisse) für die zusätzliche Fort- 
bildung und Umschulung von 2 000 Jugendlichen um ein Jahr 
zu verkürzen. 

11, Ein Sonderprogramm, um Unternehmen zu unterstützen, die 
Bildungs- und Produktionskapazitäten für die qualifizierende 
Ausbildung, Umschulung und Fortbildung von 20 000 
Jugendlichen bereitstellen. 
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12. Eine Übernahme der Lohnkostenanteile für 5 000 Jugend- 
liche, damit diese ganz oder teilweise von der Arbeit im 
Bietrieb freigestellt werden, um nachträglich den Hauptschul- 
abschluß oder einen beruflichen Abschluß zu machen. 

13. Eine Aufstockung der Maßnahmen zur Berufsvorbereitung 
und sozialen Eingliederung junger Ausländer (MBSE) um 
5 000 Plätze sowie eine Ausweitung schulischer berufsvor- 
bereitender und sprachfördernder Maßnahmen. 

14. Modellversuche zur Förderung der Ausbildung von 1 000 
ausländischen Jugendlichen in anerkannten Ausbildungs- 
berufen. 

15. Eine Änderung der Vergabeordnung für die öffentliche Auf- 
tragsvergabe unter Berücksichtigung des Kriteriums „Ausbil- 
dungsplätze für Jugendliche" (Vorrang bei gleichwertigen 
Angeboten für ausbildende Betriebe). 

16. Vereinbarungen mit den Landesregierungen über 

— den Ausbau der vollzeitschulischen Ausbildung (dreijäh- 
rige Berufsfachschule), 

— die zeitweise bessere Ausnutzung der Ausbildungskapazi- 
täten in schulischen Einrichtungen und 

— den Ausbau des Berufsgrundbildungsjahres. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, über die Ministerpräsi- 
denten ihren Einfluß geltend zu machen, daß die Bundesländer 
das Sofortprogramm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
durch eigene Maßnahmen unterstützen und ergänzen. 

Dem Deutschen Bundestag soll im Juni 1984 über die entspre- 
chenden Bemühungen berichtet werden. 


II. Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze für arbeitslose 
Jugendliche 

Neben der Verbesserung des Ausbildungsplatzangebots und von 
Bildungshilfen hat die öffentliche Hand eine wesentliche Mitver- 
antwortung, daß neue Arbeitsplätze für Jugendliche bereitgestellt 
werden. Deshalb fordert der Deutsche Bundestag: 

1. Die Förderung von Orientierungshilfen und Beschäftigungs- 
möglichkeiten für 45 000 arbeitslose Jugendliche in Einrichtun- 
gen und Werkstätten der Jugendsozialarbeit und anderer 
gemeinnütziger Träger. 

2. Einen vorrangigen Ausbau von Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men in den Bereichen sozialer Dienst, Sozialpflege, Verbesse- 
rung des Angebots der öffentlichen Einrichtungen, Stiftungen 
und gemeinnützigen Trägern sowie im Umweltschutz und in 
der Land- und Forstwirtschaft für 20 000 Jugendliche. Diese 
Maßnahmen sollen so angelegt sein, daß Arbeiten und Lernen 
kombiniert wird, um den Einstieg in weiter qualifizierende 
Maßnahmen zu verbessern. Die Bundesregierung wird aufge- 
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fordert, für eine gemeinsame Finanzierung mit Ländern und 
Gemeinden zu sorgen. 

3. Eine Aufstockung von Eingliederungshilfen für 5 000 arbeits- 
lose Jugendliche, deren Eingliederung unter den üblichen 
Bedingungen des Arbeitsmarktes erschwert ist. 

4. Eine Erhöhung der Mittel für Einarbeitungszuschüsse, um für 
5 000 arbeitslose Jugendliche den Mangel an Berufserfahrung 
nach der Berufsausbildung auszugleichen. 

III. Maßnahmen der Jugendhilfe für arbeitslose Jugendliche 

Der Anstieg und vor allem die Dauer der Jugendarbeitslosigkeit 
machen auch sozialpädagogische und betreuende Maßnahmen 
für die Jugendlichen notwendig, um sie zu stabilisieren und sie für 
eine Ausbildung bzw. Arbeitsplatzbewerbung zu motivieren. Des- 
halb fordert der Deutsche Bundestag: 

1. Eine Erhöhung der Mittel für Modelle der arbeitsweltbezoge- 
nen Jugendsozialarbeit im Bundesjugendplan. 

2. Eine Verstärkung der sozialpädagogischen Betreuung arbeits- 
loser Jugendlicher (z. B. mit Hilfe von Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen). 

3. Eine Förderung der Arbeitsloseninitiativen durch personelle 
Hilfen (z. B. über Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen). 


/V. Weitere Maßnahmen 

Der Deutsche Bundestag fordert: 

1. Eine Förderung von Selbsthilfeprojekten von arbeitslosen 
Jugendlichen für den Aufbau von genossenschaftlich arbeiten- 
den Betrieben, die auf Dauer eigenwirtschaftlich arbeiten kön- 
nen - vorrangig in den Bereichen Recycling, Serviceleistungen, 
landwirtschaftliche Projekte. Voraussetzung für die Förderung 
ist, daß das Gewerberecht und das Arbeitsrecht, insbesondere 
Tarifrecht, eingehalten werden. 

2. Eine Förderung von gemeinnützigen Gesellschaften und freien 
Trägern der Jugend- und Sozialarbeit, die die Trägerschaft für 
Selbsthilfeprojekte übernehmen (vgl. Bericht der Enquete- 
Kommission Jugendprotest im demokratischen Staat, Druck- 
sache 9/2390, S. 27). 

3. Die geschlechtsneutrale Ausschreibung aller angebotenen 
Ausbildungsstellen. 

4. Den Ausbau einer frühen und intensiven Berufsinformation in 
alleil Schularten. 

5. Eine Prüfung durch die Bundesregierung, ob im Interesse einer 
auch von den Kammern geforderten Nutzung aller Ausbil- 
dungsmöglichkeiten eine Meldepflicht für offene Ausbildungs- 
plätze an die Arbeitsverwaltung weiterhelfen kann. In die Prü- 
fung ist auch die Einführung von Annahmekarteien einzube- 
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ziehen, um bei Mehrfachbewerbungen einen genauen Über- 
blick zu erhalten. 

6. Vorschläge der Bundesregierung für einen Finanzausgleich 
zwischen Betrieben, die ausbilden und solchen, die keine oder 
im Vergleich zu ihrer Beschäftigtenzahl nur wenig Ausbil- 
dungsplätze anbieten. 

Es sind neue Finanzierungswege erforderlich, um sowohl das 
Ausbildungsplatzangebot als auch die Qualität der Berufsausbil- 
dung zu sichern. Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hält 
die Erhebung einer gestaffelten Ausbildungsplatzabgabe für den 
besten Weg, um die volle Ausschöpfung aller potentiellen Ausbil- 
dungsreserven zu erreichen. 

Bonn, den 22. Juni 1983 

Dr. Vogel und Fraktion 
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Begründung 

Die Zahl junger Arbeitsloser ist auch in der Bundesrepublik 
Deutschland dramatisch angestiegen. Die Dauer der Arbeitslosig- 
keit steigt laufend an, mehr als die Hälfte aller arbeitslosen 
Jugendlichen hat keine abgeschlossene berufliche Ausbildung. 

Sehr viele sorgfältige Schätzungen und örtliche Erhebungen las- 
sen befürchten, daß eine hohe Dunkelziffer zur registrierten 
Jugendarbeitslosigkeit hinzugerechnet werden muß. Einzelne 
Untersuchungen kommen zu dem Ergebnis, daß nur die Hälfte 
der tatsächlichen Jugendarbeitslosigkeit erfaßt ist. Besonders aus- 
ländische Jugendliche und Mädchen mit Ausbildungsdefiziten 
werden in den Zahlen der Arbeitsverwaltung nur unzureichend 
berücksichtigt. 

Innerhalb der Jugendarbeitslosigkeit steigt der Anteil Jugend- 
licher ohne berufliche und schulische Qualifikation laufend an. 
Mädchen sind trotz gleichwertiger schulischer Qualifikation von 
dieser Entwicklung besonders hart betroffen, geben in wachsen- 
der Zahl ihre Ausbildungs- und Erwerbsabsichten auf und werden 
wieder in die traditionelle Rolle als (ungelernte) Hausfrau und 
Mutter zurückgedrängt. 

Mehr als 50 Prozent der ausländischen Jugendlichen verlassen die 
Schule ohne Abschluß. Nur jeder fünfte ausländische Jugendliche 
zwischen 15 und 18 Jahren erhält eine berufliche Ausbildung. 

Die negativen sozialen Auswirkungen dieser Entwicklung sind 
bereits deutlich spürbar. Das Verhalten jugendlicher Arbeitsloser 
ist zunehmend geprägt von Anpassungs- und Fluchtreaktionen, 
von wachsenden Aggressionen und Alkoholmißbrauch. 

Diese Entwicklung erfordert, daß sowohl die Bundesregierung als 
auch der Deutsche Bundestag der sozialen Verantwortung für die 
junge Generation umfassend gerecht werden, zumal zu befürch- 
ten ist, daß sich die Arbeitsmarktsituation durch die Bevölke- 
rungsentwicklung und die wirtschaftliche Stagnation in den näch- 
sten Jahren wesentlich verschärfen wird. Das Verhältnis der jun- 
gen Generation zu unserem Staat und zur Glaubwürdigkeit des 
Sozialstaatsgebots des Grundgesetzes ist im hohen Maße davon 
abhängig, ob und wie die Politik der gestellten Herausforderung 
gerecht wird und den Jugendlichen eine sinnvolle berufliche 
Perspektive eröffnet. Bereits vor Jahren hat das Kommissariat der 
Deutschen Bischöfe zusammen mit dem Deutschen Gewerk- 
schaftsbund festgestellt: „Die Berufsnot junger Menschen und die 
Jugendarbeitslosigkeit sind eine große Herausforderung für die 
gesamte Gesellschaft. Sie sind schicksalhaft für die Jugendlichen 
und führen zu kaum wiedergutzumachenden negativen Erfahrun- 
gen mit unserer Gesellschaft. " Diese Feststellung gilt heute um so 
mehr, deshalb sind energische Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit dringend erforderlich. 
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